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Thema: Standortsuche nach Endlagern für radioaktive Abfälle in Sachsen 

265506 

Frage an die Staatsregierung: 

1. Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung von der Absicht der Bundesregiczung, 
Planungen und Untersuchungen ro Standorten fur mögliche Endlagerstätten radioaktiver 
Materialien in Sachsen durchzufuhren. die als Ausweichstandorte ilir das voraussichtlich 
nicht genehmigungsfähige Endlager in Gorleben zu bytrachten wären? 

2. Welche der 25 Granitformationen aus den ncuen Bundeslandern, die als Alternative zu 
Gorleben-in Frage kommen, liegen in Sachsen? 

3. \Velche ciniJelnen sächsischen Ot1c wurden in die Prufung moglicher Standorte für 
Endlagerstätten durch das Bundesumweltministerium cinbezog�n und zu welcher 
Rangfolge der Standorte führten dio vorliegenden Gutachten? 

4 Welche Positionen vc11ri1t die Staatsregierung grundsat7.1ich zur Endlagerung von 
radioaktiven Abfallen auf dem Territorium des Freistaates Sachsen, auch im Hinblick 
darauf. daß in Sachsen keine Kernkr·aflwerke betrieben worden sind? 

5. Was unternimmt die Staatsregierung kurzfristig und strategisch, um die Eiruichtung eines 
Endlagers von radioaktiven 1\.bfcillen auf dem Territorium des Freistaates Sachsen zu 
unterbinden? 

Dresden, den 01 .06.94 

.:.a I 
Klaus Gab er, 
Fral--tionsvorsitzcnder Bündnis 90/Gnine 

Eingegangen am: ..... .. P.�. � �� · 1994 Ausgegeben anr .. 
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Betr.: Kleine Anfrage des Abgeordneten Klaus Gabor, Fraktion 
BÜNDNIS 90/GRÜNE im Sächsischen Landtag 

Die nachstehend aufgeführten Fragen beantworte ich wie folgt: 

Frage 1 . Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung von der Ab­
sicht der Bundesregierung, Planungen und Untersuchungen 
zu Standorten für mögliche Endlagerstätten radioaktiver 
Materialien in Sachsen durchzuführen, die als Ausweich­
standorte für das voraussichtlich nicht genehmigungs­
fähige Endlager in Gorleben zu betrachten wären? 

Antwort: Der Staatsregierung ist bekannt, daß die Bundesregie­

rung für die Endlagerung wärmeentwickelnder radioakti­

ver Abfälle nur einen Standort erkundet, nämlich den 

Salzstock Gorleben. Nach Auffassung der Bundesregierung 

haben die bisherigen Erkundungsarbeiten des Salzstockes 

Gorleben die begründete Aussicht auf dessen abschlie­

ßende Eignung als Endlager für radioaktive Abfälle al­

ler Arten untermauert. Die Staatsregierung hat keinen 

Anlaß, diese Auffassung der Bundesregierung in Zweifel 

zu ziehen, und beteiligt sich deshalb nicht an Spekula­

tionen über eine angeblich nicht gegebene Genehmigungs­

fähigkeit des Endlagerprojektes Gorleben. 

Die Bundesregierung hat die Bundesländer frühzeitig 

darüber unterrichtet, daß sie für den Fall, daß sich 

Gorleben wider Erwarten als ungeeignet erweisen sollte, 

vorsorglich prüft, welche ���� � tandorte unter-

.· .... :-"" :::. :-. -: 
: ·-· ·-· 
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suchungswürdig sind. Die Prüfungen erstrecken sich so­

wohl auf salinare als auch auf kristalline Formationen 

wie z.B. Granit. Bei diesen Arbeiten handelt es sich 

nicht um Erkundungen vor Ort an konkreten Standorten, 

sondern vielmehr um Literaturarbeiten auf der Grundlage 

dokumentierter Kenntnisse. Nach Mitteilung der Bundes­

regierung stehen diese Arbeiten in der Kontinuität be­

reits Anfang der 80er Jahre begonnener�beiten, vor-

� .... � sorglich alterna��V-� untersuchungswürdig�ahi5rte in 

der Bundesrepublik für den Fall zu identifizieren, daß 

werden frühere Untersuchungen fortgeführt mit dem Ziel, 

Erkenntnisse nach neuestem Stand für das gesamte Bun­

desgebiet zu gewinnen. 

Frage 2: Welche der 25 Granitformationen aus den neuen Bundes­
ländern, die als Alternative zu Gorleben in Frage kom­
men, liegen in Sachsen? 

�Va�r+-� 
Antwort: Eine Aussage darüber, ob einl betrachtet� 

überhaupt als potentiell untersuchungswürdig eingestuft 

werden kann, ist erst nach Abschluß der Arbeiten mög­

lich. Diesen erwartet die Bundesregierung frühestens 
�:�.� fiir den Herbst 1994. Derzeit liegen nur einzelne Zwi-

schenergebnisse vort die noch keine Aussage über in 
e """ ' ' � 

Frage kommende �r�standorte in Sachsen oder in 

einem anderen Bundesland erlauben. 

Frage 3: Welche einzelnen sächsischen Orte wurden in die Prüfung 
möglicher Standorte für Endlagerstätten durch das Bun­
desumweltministerium einbezogen und zu welcher Rangfol­
ge der Standorte führten die vorliegenden Gutachten? 

::.:. :-. :-.. : ·-- .. _. 
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Antwort: 

Aus dem vorgesehenen Abschlußbericht wird sich keine abschlie­

ßende Rangfolge potentiell untersuchungswürdiger A����­

standorte ergeben7 weil sich die mit den Arbeiten beauftragte 

Stelle allein auf geologische Ansätze beschränkt und bei der 

Festlegunq untersuchungswürdiger Standorte auch andere Gesichts­

punkte zu berücksichtigen sind. 

aus, daß die Bundesregierung die 

ergebnisse und das 

besondere erwartet 

gesetzlichen 

lagern - die 

!-ns­

unbeschadet der 

die Schaffung von End­

konkreter Unter­

im Freistaat Sachsen ge-
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Betr.: Kleine Anfrage des Abgeordneten Klaus Gabor, Fraktion 
BÜNDNIS 90/GRÜNE im Sächsischen Landtag 

Die nachstehend aufgeführten Fragen beantworte ich wie folgt: 

265513 

Frage 1. Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung von der Ab­
sicht der Bundesregierung, Planungen und Untersuchungen 
zu Standorten für mögliche Endlagerstätten radioaktiver 
Materialien in Sachsen durchzuführen, die als Ausweich­
standorte für das voraussichtlich nicht genehmigungs­
fähige Endlager in Gorleben zu betrachten wären? 

Antwort: Der Staatsregierung ist bekannt, daß die Bundesregie­

rung für die Endlagerung wärmeentwickelnder radioakti­

ver Abfälle nur einen Standort erkundet, nämlich den 

Salzstock Gorleben. Nach Auffassung der Bundesregierung 

haben die bisherigen Erkundungsarbeiten des Salzstockes 

Gorleben die begründete Aussicht auf dessen abschlie­

ßende Eignung als Endlager für radioaktive Abfälle al­

ler Arten untermauert. Die Staatsregierung hat keinen 

Anlaß, diese Auffassung der Bundesregierung in Zweifel 

zu ziehen, und beteiligt sich deshalb nicht an Spekula­

tionen über eine angeblich nicht gegebene Genehmigungs­

fähigkeit des Endlagerprojektes Gorleben. 

Die Bundesregierung hat die Bundesländer frühzeitig 

darüber unterrichtet, daß sie für den Fall, daß sich 

Gorleben wider Erwarten als ungeeignet erweisen sollte, 

vorsorglich prüft, welche Ersatzstandorte unter-
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suchungswürdig sind. Die Prüfungen erstrecken sich so­

wohl auf salinare als auch auf kristalline Formationen 

wie z.B. Granit. Bei diesen Arbeiten handelt es sich 

nicht um Erkundungen vor Ort an konkreten Standorten, 

sondern vielmehr um Literaturarbeiten auf der Grundlage 

dokumentierter Kenntnisse. Nach Mitteilung der Bundes­

regierung stehen diese Arbeiten in der Kontinuität be­

reits Anfang der 80er Jahre begonnener Arbeiten, vor­

sorglich untersuchungswürdige Ersatzstandorte in der 

Bundesrepublik für den Fall zu identifizieren, daß sich 

der Salzstock Gorleben wider Erwarten als ungeeignet 

erweisen und damit als Ort für ein Endlager ausfallen 

sollte. Im Rahmen der jetzigen Arbeiten werden frühere 

Untersuchungen fortgeführt mit dem Ziel, Erkenntnisse 

nach neuestem Stand für das gesamte Bundesgebiet zu 

gewinnen. 

Frage 2 :  Welche der 25 Granitformationen aus den neuen Bundes­
ländern, die als Alternative zu Gorleben in Frage kom­
men, liegen in Sachsen? 

Antwort: Eine Aussage darüber, ob ein betrachteter Standort 

überhaupt als potentiell untersuchungswürdig eingestuft 

werden kann, ist erst nach Abschluß der Arbeiten mög­

lich. Diesen erwartet die Bundesregierung frühestens 

Ende Herbst 1994. Derzeit liegen nur einzelne Zwischen­

ergebnisse vor, die noch keine Aussage über in Frage 

kommende Ersatzstandorte in Sachsen oder in einem ande­

ren Bundesland erlauben. 

Frage 3: Welche einzelnen sächsischen Orte wurden in die Prüfung 
möglicher Standorte für Endlagerstätten durch das Bun­
desumweltministerium einbezogen und zu welcher Rangfol­
ge der Standorte führten die vorliegenden Gutachten? 
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Antwort: 

Aus dem vorgesehenen Abschlußbericht wird sich keine abschlie­

ßende Rangfolge potentiell untersuchungswürdiger Ersatzstandorte 

ergeben, weil sich die mit den Arbeiten beauftragte Stelle al­

lein auf geologische Ansätze beschränkt und bei der Festlegunq 

untersuchungswürdiger Standorte auch andere Gesichtspunkte zu 

berücksichtigen sind. 


